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- Prinzipiell ist die UntersuchunqshafF~eTne stets zeitlich begrenz 
te Maßnahme - eine Maßnahme von grundsätzlich kurzer Dauer.

Sie beginnt mit der Verhaftung des Beschuldigten bzw, Angeklagten aul 
der Grundlage eines schriftlichen gerichtlichen Haftbefehls gemäß 
§ 124 StPO und endet spä testens mit der Rechtskraft der Ge rieht sent- 
Scheidung. Wegen der mit der Untersuchungshaft verbundenen hohen Be­
lastungen für Verhaftete, ihre Familien und andere Kollektive ist für 
alle zu bearbeitenden Ermittlungsverfahren mit Untersuchungshaft ver­
bindlich festgelegt, diese Strafverfahren beschleunigt und intensiv 
zu bearbeiten, um die Untersuchungshaft auf den unumgänglich notwen­
digen Zeitraum einzugrenzen. (Beschleunigungsmaxime des Strafverfah- 
rens) Deshalb ist in jeder Lage des Strafverfahrens die Notwendig­
keit ihrer Aufrechterhaltung ständigzu prüfen. (Permanente Haftprü­
fung) Die entscheidende zeitliche Begrenzung der Dauer der Untersu­
chungshaft im Strafverfahrensrecht der DDR ergibt sich aus der Tat- 
eache, daß die Strafprozeßordnung der DDR festlegt, daß die Haftprü-

T ’D'ie mit der vorläufigen Festnahme gemäß § 125 StPO verbundene Frei­
heitsbeschränkung ist noch keine Untersuchungshaft,

2 Die Fristenregelungen für das Ermittlungsverfahren gemäß § 103 StPO 
und die hierzu erlassene Anweisung 1/75 des Generalstaatsanwaltes 
der DDR sind nicht auf den Zeitraum der Untersuchungshaft übertrag­
bar. Die Fristenregelung für die Bearbeitung von Ermittlungsverfah­
ren verlangen alle Ermittlungsverfahren, insbesondere die mit Unter 
suchungshaft beschleunigt, das heißt̂  in kurzer Zeit, abzuschließen. 
Die Anweisung 1/75 des Generalstaatsanwaltes der DDR ist somit auch 
darauf ausgerichtet, die Zeit der Untersuchungshaft so kurz als mög 
lieh zu halten. Die differenzierten Bearbeitungsfristen für die ein 
zelnen Arten von Ermittlungsverfahren betragen: Für Ermittlungsver­
fahren mit bekannten Tätern 4 Wochen, mit unbekannten Tätern 8 Wo­
chen. Der Staatsanwalt des Kreises bzw. der für das Verfahren zu­
ständige Staatsanwalt des Bezirkes kann in Ausnahmefällen die Frist 
einschließlich der für die Bearbeitung durch den Staatsanwalt, bis 
auf 3 Monate verlängern. Der zuständige Bezirksstaatsanwalt kann 
seinerseits auf Antrag bei komplizierten und aufwendigen Ermittlun­
gen die Frist ausnahmsweise bis zu 1 Oahr verlängern. Fristverlänge 
rungen über 1 Oahr können nur durch den Generalstaatsanwalt auf be­
gründeten Antrag des Bezirksstaatsanwaltes gewährt werden. Entspre­
chende Fristbeschränkungen für das gerichtliche Verfahren ergeben 
sich aus den §§ 201 Ziff. 3, 294 und anderer StPO. In den durch die 
Untersuchungsorgane des MfS bearbeiteten Ermittlungsverfahren betru 
die Bearbeitungszeit 1982 bis zu 1 Monat = 28 %, bis zu 2 Monaten = 
53 %, bis zu 3 Monaten = 12 %, über 3 Monate = 7 %. Aus der Stati­
stik der AKG der НА IX geht als Trend der letzten 3 Oahre eine Ver­
kürzung der Bearbeitungszeit hervor.


